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(Sortfegung und Schluß.) 


Wir wollen nun auf die Beſprechung einiger ſpecieller Giebig⸗ 
keiten und Leiſtungen übergehen, gegen deren Einbeziehung zum 
Schuleinkommen Seitens der Kirche und der Gemeinden in den 
meiſten Fällen entſchieden Einſprache erhoben wird, trotzdem für 
dieſe letztere im Allgemeinen ſtets nur eine ſehr oberflächliche Be— 
gründung angeführt werden kann. Natürlich kann hier nur von 
ſolchen Präſtationen die Rede ſein, rückſichtlich deren gewiſſe allge- 
meine Verhältniſſe obwalten, mit deren juriſtiſchen Prüfung zugleich 
die Entſcheidung im Allgemeinen gegeben iſt und wir müſſen von 
allen jenen Leiſtungen abſehen, welche, auf einem ſpeciellen Rechtstitel 
baſirend, ihrer rechtlichen Natur nach auch nur auf Grund dieſer be- 
ſonderen Verhältniſſe beurtheilt werten können, wie dies z. B. bei 
Intereſſen von Stiftungscapitalien, bei verbrieften Zuwendungen 
Seitens der Gutsherrſchaft u. ſ. w. der Fall iſt. 


A. Die Wetterläntgebühren. 


Wie ſchon aus der Bezeichnung dieſer Leiſtung hervorgeht, 
find unter den Wetterläutgebühren gewiſſe Leitungen zu verſtehen, 
welche dem Schullehrer ehedem und urſprünglich für das Gewitter⸗ 
läuten verabreicht wurden, obgleich der in einzelnen Fällen verhält⸗ 
nißmäßig hohe Betrag dieſer Giebigkeiten einen Zweifel darüber nicht un— 
bedingt auszuſchließen ſcheint, ob derlei Abgaben in der That lediglich für 
das Läuten bei Gewittern, oder ob ſie nicht etwa für die Verſehung des 
Glöcknerdienſtes überhaupt verabreicht wurden. Die gewöhnliche Form 
dieſer Abgaben ſind die Getreidegarben, ſogenannte Wettergarben; allein es 
werden hie und da in den älteren Schulfaſſtonen auch noch andere Giebig⸗ 
keiten unter den Wetterläutgebühren aufgeführt, als: Weihnachts- 
brode, Kerzen, Wein u. ſ. w. Dieſe Abgaben erſcheinen in den älteren 
Faſſionen gemeiniglich unter der Rubrik: „von dem Schulorte und 
denen dahin eingeſchulten Ortſchaften“ angegeben. Dieſe aber wurden 
dann bei Durchführung der Grundentlaſtung häufig abgelöst, und 
in den ſpäteren Faſſionen erſcheint die Rente der betreffenden Grund⸗ 


faſſionen 


entlaftungs-Dbligation gewöhnlich bereits unter den „Einkünften aus 
dem Schuldienſte“. 

Außer den Schulfaſſionen und den Grundentlaſtungsacten, 
welche letztere aber gemeiniglich keinen näheren Aufſchluß geben, ftehen 
der Behörde in der Regel keine weiteren Behelfe für die Entſcheidung 


zu Gebote; allein dieſelben ſind im Allgemeinen auch wohl genügend. 


Denn abgeſehen von dem bezüglich dieſer Art von Giebigkeiten ob- 
waltenden Rechtsverhältniſſe, welches wir ſogleich beſprechen wollen, 
kann, ſoferne die Renten der betreffenden Obligation in den Schul⸗ 
ausdrücklich unter dem „Schul“ -Einkommen aufgeführt 
erſcheinen, kein Zweifel darüber obwalten, daß die Schule ſich im 
Beſitze des Bezugsrechtes befinde, und es müſſen daher im Hinblicke 
auf die Beſtimmung des § 196 der politiſchen Schulverfaſſung, 
wornach die ordnungsgemäß zu Stande gekommenen Faſſionen der 
Schullehrer durchgehends zur Richtſchnur anzunehmen ſind, die frag— 
lichen Bezüge inſolange für die Schule in Anſpruch genommen werden, 
als nicht erwieſen wird, daß dieſelben nicht zum Schuleinkommen 
gehören. 

Dieſen letzteren Beweis nun glaubt die Kirche in derlei Fällen 
gemeiniglich dadurch zu erbringen, daß ſie darauf hinweist, daß die 
Wettergarben oder Läutgarben dem Lehrer für das Glockenläuten ge 
geben wurden und daß dieſe Function nicht zu den Obliegenheiten 
des Lehrers gehörte. So richtig dies nun an ſich iſt, fo wenig be- 
weist es zu Gunſten der Kirche. Es erſcheint hiemit noch nicht ein— 
mal bewieſen, daß die fraglichen Gebühren urſprünglich thatſächlich 
ein Einkommen des Meßnerdtenſtes waren, noch weniger aber, daß 
ſie dies, falls ſie es urſprünglich waren, im Laufe der Zeit auch ge— 
blieben find. Dies Letztere wenigſtens iſt nachweisbar nicht der Fall. 

Mit. dem Hofdecrete vom 13. November 1783 erfolgte näm⸗ 
lich die Abſchaffung des Wetterläutens; deſſenungeachtet wurde mit 
dem weiteren Hofdecrete vom 9. October 1784, 3. 1020 verordnet, 
daß die Wetterläutgebühren den Schulmeiſtern nach wie vor, und 


zwar aus dem Grunde verabreicht werden ſollen, weil ſie denſelben 


zur Subſiſtenz nöthig und weil die Gemeinden zur Erhaltung ihrer 
Schulleute verpflichtet ſeien. Desgleichen wurde in einer Reihe ſpäterer 
Hofdecrete und insbeſondere auch in der, in die politiſche Schulver 
faſſung aufgenommenen Regierungsverordnung vom 18. Jänner 1788 
die Wetterläutgebühr der Schullehrern zugeſprochen. 

Welche Argumentation ſich auf Grund dieſer geſetzlichen Be— 
ſtimmungen ergibt, iſt klar; wir wollen hier den Wortlaut des an— 
läßlich eines ſpeciellen Falles an den niederöſterr. Landesſchulrath 
ergangenen Erlaſſes des Miniſteriums für Cultus und Unterricht vom 
29. März 1872, 3. 2934 (Nr. 23 des Verordnungsblattes) anführen, 
in welchem die fraglichen Schlußfolgerungen mit überzeugender Klar- 
heit gezogen werden: „Hiernach“, heißt es in dieſem Erlaſſe nach 
Citirung der oben angeführten Hofdecrete, „ergibt ſich ſchon aus dem 
Wortlaute der beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen, daß die frag⸗ 
liche Gebühr zu jeder Zeit ein Einkommen des Schul- und nicht 
des Meßnerdienſtes war, und daß, ſelbſt, wenn ſie dies nicht von 


„ e 


Anfang an geweſen ſein ſollte, fie jedenfalls nach Abſchaffung des 
Wetterläutens aufrecht erhalten wurde. Auf dieſen aus dem geſetzlichen 
Wortlaut gewonnenen Schluß leitet denn auch die aus der joſefini— 
ſchen Geſetzgebung im Allgemeinen, ſowie aus der Motipirung des 
zuerſt citirten Hofdeeretes im Beſonderen deutlich erkennbare Abſicht 
des a. h. Geſetzgebers (ratio legis). Letztere ging offenbar dahin, zu 
verhindern, daß eine aus der Fuͤrſorge für die Volksbildung ent⸗ 
ſprungene geſetzliche Neuerung — die Abſchaffung des Wetterläutens 
— nicht dadurch, daß fie eine Verminderung des Schullehrerein- 
kommens nach ſich zog. ihren eigenen Zwecken entgegenwirkte. Wäre 
die Wetterläutgebühr nicht eben ein Einkommen des Schuldienſtes 
geweſen, ſo wäre mit dem Wetterläuten gewiß auch die Gebühr für 
dasſelbe abgeſchafft worden. In dieſem Sinne motivirt das voreitirte 
Hofdecret die Aufrechterhaltung der Gebühr mit der Verpflichtung 
der Gemeinden, „für die Erhaltung ihrer Schulleute zu ſorgen“, 
ſowie weiterhin mit der Bemerkung, daß durch dieſe Anordnung „den 
Gemeinden keine neue Laſt zuwachſe.“ Auf ihren eigentlichen dis— 
pofitiven Inhalt zurückgeführt, bedeutete ſohin die ganze Maßregel ſo— 
viel, als: daß die ehedem für das Wetterläuten geleiſteten Abgaben 
künftighin als eine ſelbſtſtändige Leiſtung der Gemeinden für den 
Schuldienſt fortbeſtehen ſollten. Die de jure neu normirte Verpflich⸗ 
tung wurde nur in einer alten Form eingeführt; dies in der 
richtigen Vorausſetzung, daß eine bereits beſtehende Abgabe leichter 
beibehalten, als eine neue übernommen werde.“ 

Wir haben dieſer Auseinanderſetzung nichts weiter hinzuzufügen 
Es geht daraus zur Genüge hervor, daß die Kirche auf derlei Be⸗ 
züge einen berechtigten Anſpruch im Allgemeinen nicht erheben kann. 
Denn, zugeſtanden ſelbſt, daß die Wetterläutgebühren urſprünglich 
einen Theil des Meßnereinkommens bildeten, ſo haben dieſelben nach 
erfolgter Abſchaffung des Gewitterläutens dieſe Widmung verloren; 
ſie bildeten fortan lediglich eine Vermehrung des ſonſtigen Einkom⸗ 
mens des Lehrers und gehörten ſomit dem Schuleinkommen an. Die 
Abgabe blieb beſtehen, aber der Bezugstitel änderte ſich; die Form 
wurde beibehalten, auch der Name blieb — aber er wurde für die 
rechtliche Natur des Bezuges bedeutungslos. Was aber den Seitens 
der Kirche hiebei gewöhnlich zum Beweiſe ihres Anſpruches auf folche 
Gebühren aufgeführten Umſtand betrifft, daß nämlich die Abgaben 
für das Wetterläuten nach § 188 der pol. Schulverfaſſung dem 
Pfarrſchullehrer, in deſſen Pfarrbezirke die Grundſtücke lagen, zu ver⸗ 
abfolgen waren, und dies zwar ſelbſt im Falle einer erfolgenden 
Ausſchulung, ſo beweist dieſer Umſtand gar nichts zu Gunſten der 
Kirche. Die genannte Anordnung beruht nämlich lediglich darauf, daß 
die ehedem für das Wetterläuten verabreichten Abgaben demjenigen 
Schullehrer verbleiben ſollten, der fie früher bezogen hatte; dies war 
natürlich der Pfarrſchullehrer, weil dieſer, bevor das Wetterläuten 
abgeſchafft wurde, dasſelbe thatſächlich verrichtete. Die Wetterläutge⸗ 
bühren bildeten bereits eine faſſionsmäßige Einnahme dieſer Schul⸗ 
lehrerſtelle, und ſie ſollten daher auch ſpäterhin mit dieſer Stelle ver⸗ 
bunden bleiben. Dies iſt das einfache Motiv der obigen Anordnung; 
keineswegs aber läßt ſich aus derſelben berechtigterweiſe der Schluß 
ziehen, daß die in Rede ſtehenden Gebühren eine kirchliche Einnahme 
waren. Das im Obigen über die Zugehörigkeit von derlei Abgaben 
Geſagte nun gilt im Allgemeinen — aber, ſelbſtverſtändlich nicht un— 
bedingt, auch im Beſonderen. 

Der obencitirte Miniſterialerlaß iſt denn auch keineswegs in 
der Art unbedingt maßgebend, daß hiemit im Vorhinein ſchon auch 
für jeden ſpeciellen, hieher gehörigen Fall die Entſcheidung gegeben 
wäre. Der Erlaß hat vielmehr lediglich mit Rückſicht auf die ver⸗ 
waltungsrechtliche Natur des Gegenſtandes den letzteren inſoweit ge- 
orduet, als es nothwendig erſchien, bei Führung der Unterrichtsver⸗ 
waltung in Betreff der fraglichen Gebühren beſtimmten Grundſätzen 
zu folgen. Der Entſcheidung im einzelnen Falle aber ſollte und 
konnte hiedurch nicht präjudicirt werden, zumal die Behörde, was 
nie außer Acht gelaſſen werden darf, bei Entſcheidung von derlei 
Streitigkeiten als Richter fungirt, und es für den Richter keine Ent⸗ 
ſcheidung gibt, welche auf das von ihm ſelbſt in einer ähnlichen Streit⸗ 
ſache zu fällende Erkenntniß von zwingendem Einfluſſe fein könnte. 
Dies wird übrigens in dem Schlußabſatze des erwähnten Minifterial- 
Erlaſſes auch ſelbſt ausgeſprochen und es wird zugegeben, es ſei 
immerhin denkbar, daß hie und da thatſächliche Beſonderheiten vor⸗ 
handen ſeien, denen zufolge die im Allgemeinen begründete Auffaſſung 


in conereten Fällen nicht fundirt erſcheinen könnte. Deßhalb wäre 
es auch unrichtig, wenn die entſcheidende Stelle im beſonderen Falle 
ihr Erkenntuiß lediglich auf dieſen Miniſterialerlaß ſtützen wollte. 
Die Gründe, welche in dieſem Erlaſſe für die Zuweiſung der in Rede 
ſtehenden Gebühren an die Schule aufgeführt werden, können die ju— 
dicirende Behörde im ſpeciellen Falle bewegen, in demſelben Sinne 
zu entſcheiden, daß aber die oberſte Inſtanz in einem ſpeciellen Falle 
in dieſem Sinne eutſchieden hat, dies allein kann für die untere In— 
ſtanz kein Motiv der Entſcheidung bilden. 


B. Colle da und Neu jahrsgroſchen. 


Die Colleda war eine Giebigkeit, welche urſprünglich für das 
herkömmliche Räuchern der Häuſer zur Weihnachtszeit gegeben wurde. 
Sie beſtand gemeiniglich in einer Abgabe an Getreide in Körnern 
und erſcheint in den alten Faſſionen in der Regel unter dem felbft- 
ſtändigen Titel: an Colleda angeführt. Gleichbedeutend mit der Colleda 
find die hie und da vorkommenden Neuſahrsgroſchen; es iſt dies 
lediglich eine andere Form der nämlichen Präſtation, wie ſich aus 
dem Folgenden ſogleich ergeben wird. 

Wo die Colleda in der Form der Nenjahrsgroſchen erſcheint, 
pflegt ſie in den Schulfaſſionen unter der Rubrik: an Hausbeiträgen, 
und in jenen Faſſionen, wo das Einkommen des Schullehrers bereits 
nach ſeinen Functionen als Lehrer, Organiſt und Meßner geſondert 
wird, unter der Rubrik: „Einkünfte des Schuldienſtes“ und unter 
der ſelbſtſtändigen Bezeichnung als „Neujahrsgroſchen“ aufgeführt zu 
werden. Wo die Colleda eine Körnerabgabe blieb, wurde ſie dann 
gewöhnlich, ſowie die Wettergarben, der Ablöſung unterzogen und 
erſcheint ſodann in den ſpäteren Faſſionen natürlich lediglich mehr in 
der entſprechenden Grundentlaſtungsrente vorhanden. 

Auch die Colleda hat nun ihre Geſchichte, und dieſelbe iſt im 
Weſentlichen die gleiche, wie jene der Wetterläutgebühren. Mit dem 
Hofdecrete vom 27. November 1785 wurde das bis dahin übliche 
„Räuchern der Häuſer“ unterſagt. Auch hier ſollte jedoch verhindert 
werden, daß die für dieſe Functionen bisher genoſſenen Bezüge wegen 
des Wegfalls dieſer Verrichtungen aus dem Einkommen der betreffenden 
Perſon entfallen. Deßhalb wurde zunächſt mit dem Hofdecrete vom 
6. Juli 1786 angeordnet, den Verſuch zu machen, den Betrag der 
Colleda in ein beſtimmtes Neujahrsgeſchenk zu verwandeln; dieſer 
Anordnung wurde beigefügt, daß die diesfalls ſich ergebenden Abgänge 
bei Invollzugſetzung des neuen Schulplanes den Schulmeiſtern vergütet 
werden müßten. Die erwähnte Verordnung wurde ſodann mit dem 
Hofdecrete vom 13. Auguſt 1786 dahin ergänzt, daß jene beſtimmten 
Beiträge, welche jährlich unter dem Namen der Colleda abgereicht 
worden waren, trotz des Verbotes der Häuſerräucherung gleichwohl 
weiter geleiſtet werden ſollten. Das Hofdecret jagt wortlich: „Se. 
k. k. Majeſtät haben aus Anlaß der von dem böhm. Gubernium an— 
getragenen Vergütung des die Schulmeiſter durch Aufhebung der 
Taufgebühren und der Häuſerräucherung treffenden Entganges an 
ihren Einkünften allergnädigſt zu befehlen geruhet, daß allgemein 
jene beſtimmten Beiträge, welche von den Grundobrigkeiten jährlich 
für dieſe Verrichtungen den Cantoren und Schulmeiſtern abgereicht 
worden ſind, durch die Unterſagung der Häuſerräucherung nicht auf— 
gehört, ſondern als ein den Meßnern, Cantoren oder Schullehrern 
in ihren Gehalt eingerechneter Theil noch ferner zu beſtehen haben“. 
In Ausführung dieſes und eines weiteren Hofdecretes ähnlichen In— 
haltes, welch' letzteres auch in die politiſche Schulverfaſſung ($ 187) 
Aufnahme gefunden hat — vom 10. October 1788 —, erfloffen denn 
auch die entſprechenden Verordnungen der einzelnen Gubernien: ſo 
z. B. die böhmiſche Gubernialverorduung vom 12. Februar 1789, 
3. 4302, welche beftimmte, daß — nachdem durch das Hofdeeret vom 
27. November 1785 nur das Ausräuchern an den Weihnachtsfeier⸗ 
tagen aufgehoben, das betreffende Einkommen aber den Schullehrern 
durch das mit dem Hofdecret vom 6. Juli 1786 eingeführte Neu- 
jahrsgeſchenk erſetzt und weiters durch das Hofdeeret vom 10. October 
1788 wiederholt befohlen worden ſei, daß den Schullehrern auch die 
vorhin für das Wetterläuten und Räuchern, obſchon beides abgeſtellt 
wäre, beſtimmten Abgaben ferner abgereicht werden müßten, — die 
Kreisämter die Schullehrer in den Colleden nicht nur ſchützen, ſondern 
auch, da das durch die Lehrer geſchehende Sammeln für dieſe herab⸗ 
würdigend fein würde. die Gemeindevorſteher zur Veranlaſſung der 
Sammlung anzuweiſen hätten. 


Aus den angeführten geſetzlichen Beſtimmungen ergibt ſich zu⸗ 
nächſt, daß die Abgabe, um die es ſich in den Fällen der ſogenannten 
„Colleda“, oder des „Neujahrsgroſchen“ handelt, thatſächlich nicht 
mehr auf dem Titel der ehedem dafür beſorgten Leiſtung, ſondern auf 
dem einer ſpeciellen geſetzlichen Anordnung beruht; es geſchah hiebei 
lediglich zur Erleichterung der Parteien und im Jutereſſe der beſſeren 
Einbringlichkeit, daß zu der Zeit, wo das obenerwähnte „Räuchern“ 
abgeſchafft wurde, der hiedurch entſtehende Ausfall in dem Einkommen 
der Lehrer nicht durch eine ganz neue Auflage gedeckt, ſondern daß 
ſtatt deſſen die beſtehende Abgabe, an die man allerorts bereits ge— 
wöhnt war, beibehalten wurde. — 

Es iſt jedoch weiters auch klar. daß, ſelbſt wenn der alte Titel 
beibehalten worden wäre, die betreffenden Einnahmen noch immer 
nicht ſchlechtweg für die Kirche reclamirt werden könnten, da ja das 
Einräuchern der Häuſer ꝛc. ebenſowenig eine kirchliche Function als 
eine zum Schuldienſte gehörige Obliegenheit genannt werden kann; 
es war dies vielmehr eben lediglich eine hergebrachte Uebung, mit der 
ſich herkömmlicher Weiſe der Schullehrer, beziehungsweiſe der Meßner 
oder Cantor befaßte. 

Daß man auch damals ſchon dieſe Function nicht als eine 
kirchliche auffaßte, deren Verrichtung ſodann naturgemäß bloß dem 
Meßner oder Cantor, und dem Schullehrer nur inſoweit zugekommen 
wäre, als derſelbe eben auch Meßner oder Cantor war, beweist der 
Wortlaut des obencitirten Hofdecretes vom 13. Auguſt 1786, indem 
dasſelbe unter den derlei Functionen verſehenden Perſonen neben den 
Cantoren und Meßnern ausdrücklich auch die Schullehrer erwähnt. 
Der letztere Ausdruck kann in dieſer Zuſammenſtellung offenbar nur 
in ſeinem engeren Sinne verſtanden ſein, und es erſcheint hiemit zum 
mindeſten bewieſen, daß auch Schullehrer wenn ſie gleich nicht Meßner 
oder Cantoren waren, die fraglichen Functionen verſahen. Dies vor— 
ausgeſetzt, würde ſodann die Anordnung des genannten Hofdecretes 
einfach dahin gehen, daß diejenigen Perſonen, welche früher derlei 
Giebigkeiten bezogen, dieſelben auch fernerhin trotz der Abſchaffung 
der „Räucherung“ beziehen ſollten, — mögen es nun Schullehrer, 
Cantoren oder Meßner geweſen ſein. 

Alſo zugeſtanden ſelbſt, daß die Colleda, wie ja auch aus den 
obigen Ausführungen hervorgeht, in vielen Fällen einen Theil der 
Einnahme des Meßners oder Cantors bildete, ſo kann doch nicht 
geläugnet werden, daß ſie in vielen Fällen auch urſprünglich ein 
Einkommen des Lehrers war. Und ſchon von dieſem Geſichtspunkte 
aus iſt klar, daß auch in allen Fällen, wo gegenwärtig eine derartige 
Abgabe, in deren faſſionsmäßigem Beſitze ſich die Schule befindet, 
für den Kirchendienſt beanſprucht wird, diesbezüglich nie die bloße 
Berufung auf den Urſprung derſelben genügen kann, ſondern daß 
vielmehr zur Begründung einer ſolchen Reclamation in jedem ſpeciellen 
Falle der Beweis erbracht werden müßte, daß die fragliche Leiſtung 
ehedem thatſächlich dem Kirchenbedienſteten, beziehungsweiſe dem 
Schullehrer in der Eigenſchaft eines ſolchen — und daß ſie nicht 
dem Lehrer verabreicht wurde. Solange demnach ein ſolcher Beweis 
nicht erbracht wird, wird die Schule ſelbſtverſtändlich in ihrem faſſtons— 
mäßigen Beſitze geſchützt werden müſſen. 


C. Anderweitige Naturaleinkünfte. 


Außer den Wettergarben und der Colleda kommen zuweilen 
noch andere Naturalſammlungen unter den Einnahmen des Schul— 
lehrers vor, als: Schulbrode, Weihnachtsbrode, Kerzen, Käsgeld, 
Faften- und Oſtereier. Wein, Moſt, Würſte und dgl. 

Von den Weihnachtsbroden und Kerzen haben wir bereits oben 
Erwähnung gethan und geſagt, daß dieſelben hie und da in den 
Schulfaſſionen unter den Wetterläutgebühren aufgeführt erſcheinen. 
Ob die Subſumirung dieſer Abgaben unter den erwähnten Titel aber 
den factiſchen Verhältniſſen entſpreche, iſt zweifelhaft; jedenfalls läßt 
ſich aus derlei Aufzeichnungen einzelner Faſſionen ein Schluß auf die 
rechtliche Natur dieſer Bezüge im Allgemeinen nicht ziehen. Ebenſo⸗ 
wenig dürfte hinſichtlich der anderen oben genannten Abgaben mit 
Beſtimmtheit ausgeſprochen werden können, ob dieſelben urſprünglich 
zu dem Schul⸗ oder zu dem kirchlichen Einkommen des Schullehrers 
gehörten, zumal derlei geringfügige Zuwendungen in der That über⸗ 
haupt nicht für eine beſtimmte Dienſtleiſtung erfolgt, ſondern vielmehr 
als gelegentliches Geſchenk verabreicht worden zu ſein ſcheinen. 
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Schulverfaſſung ihre Begründung zu finden, welcher ſagt: „Willkür— 
liche, zufällige Geſchenke ſind in keinen Berechnungsanſchlag zu 
bringen. Auch ſoll auf Kleinigkeiten, Eier, Würſte und dgl. in der 
Berechnung der Einkünfte nicht geachtet, ſondern ſolche als Geſchenke 
angeſehen werden.“ Hieraus wird zugleich klar, weßhalb derlei Na— 
turalpräſtationen ſo ſelten in die Faſſionen aufgenommen wurden und 
weßhalb nie eine etwaige Gegenleiſtung angegeben erſcheint. 

Wollte man alſo im Allgemeinen einen Schluß auf den Be— 
zugstitel bei derlei Naturalſammlungen ziehen, ſo müßte man, da 
dieſe Leiſtungen nach dem citivten Paragraph der politiſchen Schul— 
verfaſſung lediglich als Geſchenke anzuſehen waren, auf die causa 
donandi, die Abſicht des Geſchenkgebers, zurückgehen. 

Daß dieſe letztere ſich heute nicht unzweifelhaft feſtſtellen läßt, 
iſt klar; im Allgemeinen aber ſcheint die Präſumption doch wohl 
dafür zu ſprechen, daß, wenn dem Schullehrer überhaupt von den 
Gemeindegliedern derlei kleine Geſchenke zugewendet wurden, hiebei 
eher die Rüͤckſicht auf die lehrämtlichen Functionen desſelben das 
Motiv der Schenkung gebildet haben mag. Dem Lehrer ihrer Kinder 
machten die Eltern gewiß gerne hie und da ein Geſchenk; warum 
ſie ein ſolches dem Meßner oder Organiſten hätten machen ſollen 
oder wollen, ohne daß der Letztere hiezu durch irgend eine ſpecielle 
Leiſtung Veranlaſſung gegeben, alſo eine Gegenleiſtung verrichtet 
hätte, iſt nicht wohl abzuſehen. 

Derlei Naturalabgaben ſcheinen alſo in der That ihren Ur— 
ſprung in ganz freiwilligen, animo donandi und ohne ſpecielle Ver— 
anlaſſung geleiſteten Präſtationen zu haben, welche dem Schullehrer 
gewiſſermaßen als ein Gratiale zu gewiſſen Feiertagen und dergl., 
Anfangs wohl nur von einzelnen Gemeindegliederu, ſpäter allgemein 
verabreicht und welche mit der Zeit zu einer regelmäßig wieder⸗ 
kehrenden Einnahme wurden, die dann hie und da, jedoch ſelten, als 
ſolche auch Aufnahme in die Schulfaſſionen fand. Dieſe Anſicht wird 
übrigens auch durch die Geringfügigkeit dieſer Leiſtungen unterſtützt, 
welche die Annahme auszuſchließen ſcheint, daß die letzteren eine Ent⸗ 
lohnung für eine beſtimmte Gegenleiſtung bildeten. 

Aus dieſen Gründen glauben wir alſo nicht fehl zu gehen, 
wenn wir derlei kleine Präſtationen im Allgemeinen als zum Schul— 
einkommen des Lehrers gehörig bezeichnen, wie denn auch ſchon die 
Bezeichnung einzelner dieſer Abgaben, z. B. der Schulbrode, im All⸗ 
gemeinen darauf hinzuweiſen ſcheint, daß dieſelben dem Lehrer als 
ſolchem verabreicht wurden. Selbſtverſtändlich wollen wir jedoch dieſe 
Anſicht, ſo ſehr ſie uns der Wahrſcheinlichkeit zu entſprechen ſcheint, 
nicht als Axiom hingeſtellt haben; vielmehr wird, wo derlei Giebig⸗ 
keiten überhaupt vorkommen, die Frage ihrer Zuweiſung zu Schul- oder 
zu Kirchenzwecken in jedem ſpeciellen Falle auf Grund der vorhan— 
denen Anhaltspunkte und insbeſondere an der Hand der in den 
Schulfaſſionen enthaltenen Daten zu entſcheiden ſein. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Vorausſetzung der Erforderlichkeit einer behördlichen Be⸗ 

willigung zu Vorkehrungen bei Leitungen von Privatgewaäſſern 

iſt nur dann vorhanden, wenn jene Vorkehrungen eine dauernde 
Einwirkung auf Waſſerbenützungsrechte bezwecken. 


Die Eheleute Franz und Maria M., Beſitzer des Hauſes 
Nr. 130 in L. haben am 8. December 1873 bei der k. k. Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft die Beſchwerde eingebracht, daß ihr Nachbar Fabian 
K., Beſitzer des Hauſes Nr. 129, am 3. December 1873 durch 
den Waſſerarbeiter Anton W. und deſſen Gehilfen Wenzel R. und 
Franz J. in ſeinem (K.'s) an das Gärtchen der Eheleute M. an— 
grenzenden Gärtchen Grabungen anſtellen ließ, um in der Unter- 
fläche Waſſer zu ſuchen und ſolches in ſein Haus Nr. 129 zu leiten. 
Nachdem dieſe Grabungen fruchtlos geblieben waren, habe K. durch 
die genannten 3 Perſonen eigenmächtig und ungeachtet des wieder- 
holten Verbotes des M. die Grabungen im Grund und Boden des 
angrenzenden Gärtchens der Eheleute M. ſolange fortgeſetzt, bis über 
das Gärtchen ein wenigſtens 12 Schritte langer, 1 bis 2 Ellen 
breiter und 1½ Ellen tiefer Graben aufgeworfen wurde. Hiedurch 


habe K. die von der Natur geſchaffenen Adern des in der Unter- 


Dieſe letztere Annahme ſcheint in dem § 192 der politiſchen fläche des Meſchen Gärtchens gefloffenen Waſſers gänzlich abge— 


jhnitten, fo daß feit 3. December Nachmittags aus der Unterfläche 
dieſes Gärtchens durch die dazu beſtimmte Röhre in das Haus 
Nr. 130 und beziehungsweiſe in die daſelbſt befindliche ſogenannte 
Branntweinbrennerei kein Tropfen Waſſer fließe. Das Petit ging 
dahin, im Grunde der $$ 4, 17 und 75 des böhmiſchen Waſſer⸗ 
rechtsgeſetzes zu erkennen, daß: 1. Fabian K., Anton W., Wenzel 
R. und Franz J. durch die eigenmächtigen Grabungen im M chen 
Gärtchen, durch welche der Waſſerzufluß ganz abgeſchnitten wurde, 
ſich einer Beſitzſtörung ſchuldig gemacht haben; 2. dieſelben ſchuldig 
ſind, ſich jeder dergleichen Störung der Leitung und Benützung des 
in der Unterfläche des Mfchen Gärtchens befindlichen Waſſers, ſo 
wie des Gartengrundes ſelbſt bei ſonſtiger Erecution zu enthalten; 
3. den vorigen Stand der Wafferleitung wieder herzuftellen. und den im 
M. ſchen Gärtchen aufgeworfenen Graben wieder zuzuwerfen und zu ebnen, 
und 4. die ſämmtlichen Klags⸗ und Commiſſionskoſten zu erſetzen. 
Die Bezirkshauptmannſchaft hat nach gepflogener eingehender 
Erhebung unterm 18. Juli 1874, Z. 1977 Nachſtehendes erkannt: 
„Die Beſchwerde der Eheleute Franz und Maria M., daß Fabian 
K. einer Störung des ruhigen Beſitzes ihres Gartens und der darin 
befindlichen Waſſerleitung durch das Ausheben eines Grabens in dem 
Garten der klagenden Eheleute ſich ſchuldig gemacht habe, wird ab— 
gewieſen, weil Fabian K. mit Wiſſen und Zuſtimmung des Franz M 
die Erdaushebung vornehmen ließ und ſelbe einſtellte, als Franz M. 
das weitere Graben verbot, daher die im § 339 a. b. G. B. gefor⸗ 
derte Bedingung eines eigenmächtigen Vorgehens fehlt. Ebenſo wird 
die Beſchwerde der Eheleute M. wegen der von Fabian K. verübten 
Beſchädigung und Verletzung ihrer im Garten befindlichen Waſſeran— 
lage abgewieſen, weil gemäß § 70 des Waſſergeſetzes alle wie immer 
gearteten Beſchädigungen und Verletzungen von Waſſeranlagen, wenn 
ſie nicht unter das allgemeine Strafgeſetz fallen, nach den zum Schutze 
des Feldgutes erlaſſenen Vorſchriften als Feldfrevel behandelt werden, 
daher zur Competenz des Strafrichters, eventuell auf Grund des 
$ 28 ad 3 Gem. O. zu jener des Gemeindevorſtehers, niemals aber 
zu jener der Bezirkshauptmannſchaft gehören. Was endlich die Be— 
ſchwerde der Eheleute M. anlangt, daß Fabian K. ohne vorher er⸗ 
wirkte ämtliche Bewilligung in dem Garten dieſer Eheleute einen 
Waſſerregulirungsgraben aushob, durch welchen die Rechte dieſer Ehe— 
leute geſtört wurden, habe ſich K. einer Uebertretung der das Waſſer— 
recht regelnden Geſetze ſchuldig gemacht. Denn durch den Garten der 
Eheleute M. führt aus einem gemeinſamen Waſſerzufluß eine Waſſer⸗ 
leitung in das Haus dieſer Eheleute Nr. 130 und eine zweite in 
das Haus des K. Nr. 129. Nachdem dieſe zweite Leitung kein 
Waſſer abgab, beabſichtigte K. eine Reinigung oder anderweitige Aen⸗ 
derung derſelben vorzunehmen, um ſelbe wieder in Gang zu feßen. 
Wenngleich dieſe Waſſerleitung nur ein Privatgewäſſer iſt, ſo war 
K. gemäß § 17 alin. 2 des Waſſergeſetzes verpflichtet, zu der beab⸗ 
ſichtigten Aenderung die Bewilligung der politiſchen Behörde einzu— 
holen, weil durch die von ihm vorgenommenen Erdaushebungen eine 
Einwirkung auf die Rechte der Eheleute M. entſtand, ſowohl was 
den Gartengrund, in welchem die Grabungen ſtattfanden, als was 
die Waſſerleitung derſelben, deren Betrieb dadurch geſtört worden iſt, 
betrifft. Wegen dieſer Unterlaſſung wird K. auf Grund des § 71 
des Waſſerrechtsgeſetzes zu einer Geldſtrafe von 5 fl. zu Handen des 
Landesculturfondes verurtheilt. Weiters hat K. auf Grund des § 72 
des genannten Geſetzes die ohne behördliche Bewilligung vorgenom— 
mene Neuernng zu beſeitigen, nämlich binnen 14 Tagen auf ſeine 
Koſten den ansgehobenen Graben wieder einzuebnen und in den 
früheren Stand zu verſetzen. Endlich iſt Fabian K. auf Grund des 
§ 99 alin. 2 verpflichtet, den Eheleuten M. den verurſachten Schaden 
und die Koſten des Verfahrens zu erſetzen; die Ermittlung dieſes 
Erſatzes wird vor den zuſtändigen Civilrichter verwieſen“. 
Gegen dieſe Entſcheidung haben Statthaltereirecurſe eingebracht. 
a. Fabian K., welcher vorzugsweiſe geltend machte, daß eine Ueber⸗ 
tretung des § 17 des Waſſerrechtsgeſetzes nicht vorliege; 
b., die Eheleute Franz und, Maria in Betreff ihrer in der bezirks⸗ 
hauptmannſchaftlichen Entſcheidung abgewieſenen Beſchwerdepunkte. 
Die böhmiſche Statthalterei hat unterm 5. October 1874, 
Z. 46.522 wie folgt entſchieden: „Die Vorbedingung, welche die 
behördliche Bewilligung zur Benützung des Privatgewäſſers nach § 17 
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des Waſſergeſetzes nothwendig macht, kann fi lediglich auf die 
Waſſerbenützungsrechte beziehen und zwar im vorliegenden Falle auf 


die Waſſerbenützungsrechte der Eheleute M., auf welche jedoch, als inſtanzmäßig abzuſprechen iſt.“ 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


ſolche, durch die Handlungsweiſe des K, — welche übrigens nicht ein- 
mal als Errichtung oder Aenderung von Waſſerbenützungsanlagen 
im Sinne des § 17, ſondern lediglich als Räumung eines künſtlichen 
Gerinnes nach § 44 aufgefaßt werden kann — nicht, oder wenigſtens 
nicht nachhaltig eingewirkt worden iſt, da die Eheleute M., wie aus 
den Verhandlungsacten (Protokoll vom 10. Juni 1874) hervorgeht, 
nach einer durch die Reparatur der Röhren hervorgerufenen unbedeu— 


tenden Unterbrechung ſich wieder in dem ungeſtörten Genuſſe ihres 


Waſſerzufluſſes befinden, ja dieſer letztere durch die von K. vor— 
genommenen Herſtellungen gefördert worden iſt. Es wird daher der 
erſte Abſatz des angefochtenen Erkenutniſſes, mit welchem die Beſchwerde 
der Eheleute M. wegen Störung des ruhigen Beſitzes ihres Gartens 
und der darin befindlichen Waſſerleitung abgewieſen wurde, beſtätigt. 
Aus demſelben Grunde wird der zweite Paſſus des Erkenntniſſes, 


mit welchem die Beſchwerde der Eheleute M. wegen der von K. 


verübten Beſchädigung und Verletzung der in ihrem Garten befind— 
lichen Waſſeranlage abgewieſen und vor das Forum des Strafrichters, 
beziehungsweiſe vor den Gemeindevorſteher verwieſen wurde, behoben, 
und mit Rückſicht darauf, daß in dem in Rede ſtehenden Falle keine 
beſondere Beſchädigung oder Verletzung einer Waſſeranlage im Sinne 
des § 70 des Waſſergeſetzes vorliegt, welche eine abgeſonderte Be⸗ 
handlung vor einer anderen Behörde erheiſchen würde, auch über 
dieſen Beſchwerdepunkt im Nachſtehenden entſchieden. Auch der dritte 
Abſatz des Erkenntniſſes, mit welchem K. einer Uebertretung 
der Waſſerrechtsvorſchriften ſchuldig erkannt und nach § 71 des 
Waſſergeſetzes zu einer Geldſtrafe von 5 fl. verurtheilt wurde, 
wird ſammt der darin aufgeführten weiteren Argumentation mit 
Rückſicht auf die eingangs gemachte Auseinanderſetzung des Falles 
behoben. Selbſtverſtändlich hat jedoch K. den auf dem Grunde der 
Eheleute M. ausgehobenen Graben wieder einzuebnen und in den 
früheren Stand zu verlegen, wodurch ſich auch der von der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft vor den Strafrichter, eventuell Gemeindevorſteher 
verwieſene Beſchwerdepunkt der Eheleute M. erledigt. Der Erſatz⸗ 
anſpruch entfällt, da den Eheleuten M. kein anderweitiger nachge⸗ 
wieſener Schaden erwachſen iſt. Der Erſatz der Koſten des Ver— 
fahrens obliegt nicht dem Fabian K., ſondern es haben denſelben die 
Eheleute M. zu leiſten, da dieſelben als muthwillig ſtreitend ange- 
ſehen werden müſſen; die Feſtſtellung dieſes Koſtenerſatzes hat im 
gerichtlichen Wege zu geſchehen. Die im Recurſe der Eheleute M. 
vorgebrachte Beſchwerde, betreffend die nicht erfolgte gleichzeitige 
Verurtheilung des Waſſerleiters A. W. und ſeiner Gehilfen R. und 
J. wegen Uebertretung des Waſſergeſetzes wird unter Hinweiſung 
auf die Schuldlosſprechung des K. abgewieſen“. 

Gegen dieſe Eutſcheidung haben beide Parteien Recurſe eingebracht. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 1. Mai 1875, 
3. 3926 folgende Entſcheidung hinausgegeben: „Das k. k. Miniſte⸗ 
rium des Innern findet dem Miniſterialrecurſe der Eheleute Franz 
und Maria M. in dem nach F. 95 des Waſſerrechtsgeſetzes für 
Böhmen von 28. Auguſt 1870, Nr. 71 L. G. B. zu ſeiner Com⸗ 
petenz gehörigen Punkte, daß Fabian K., der Waſſerleiter Anton W. 
und ſeine Gehilfen Wenzel R. und Franz J. der Uebertretung des 
§ 17 des eitirten Waſſerrechtsgeſetzes nicht ſchuldig erkannt worden 
ſind, in der Erwägung keine Folge zu geben, daß Fabian K. durch 
die, übrigens mit Zuſtimmung des Franz M. vorgenommenen 
und von Anton W., Wenzel R. und Franz J. ausgefuͤhrten Gra— 
bungen im Gartengrunde der Eheleute M. keine neue Waſſerab⸗ 
leitung in feinem Gartengrund zu errichten oder die beſtehende Wafler- 
leitung abzuändern beabſichtigt, ſondern nur das zwiſchen beiden 
Garten beſtehende künſtliche Waſſergerinne gereinigt hatte, zu dieſer 
Grabung im Sinne der $$ 17 und 44 des erwähnten Waſſerechts⸗ 
geſetzes eine Bewilligung der politiſchen Behörde nicht erforderlich 
war, und in dem Vorgange des Fabian K. und der übrigen 3 Per- 
ſonen der Thatbeſtand einer Uebertretung der das Waſſerecht regelnden 
Geſetze nicht vorliegt. Zugleich wird bedeutet, daß das k. k. Acker⸗ 
bau⸗Miniſterium laut Note vom 14. März 1875, 3. 14.580/1874, 
die übrigen Beſtimmungen der angefochtenen Entſcheidung, deren 
Beurtheilung in ſeinen Wirkungskreis gehört, zu beſtätigen und nur 
jene, womit die Feſtſtellung der zu erſetzenden Koſten des Verfahrens 
dem Civilrichter vorbehalten wurde, zu beheben und anzuordnen finde, 
daß auch über die Höhe dieſes Koſtenerſatzes im Sinne des 2. Ab⸗ 
ſatzes des § 99 des Waſſerrechtsgeſetzes von den politiſchen Behörden 
— a. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


